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den, wobei nicht übersehen wird, daß gerade hier einige ge­
setzgeberische Lösungen herangereift sind22, die der Kommen­
tar selbstverständlich noch nicht enthalten kann. Unbeschadet 
dessen scheint mir jedoch für den Kommentar eine Kern­
frage zu sein, wie das Recht auf Verteidigung im umfassen­
den Sinne noch besser gewährleistet werden kann, ohne daß 
es gesetzlicher Änderungen bedarf.

Der Kommentar reduziert die Pflicht zur Gewährleistung 
des Rechts auf Verteidigung in Anm. 2 zu § 61 StPO (S. 95) 
allzu sehr auf die Belehrungspflicht der Organe der Straf­
rechtspflege gegenüber Beschuldigten/Angeklagten. Diese 
Pflicht ist zwar wichtig, aber es kommt doch auch auf das 
tatsächliche Verhalten aller Verfahrensbeteiligten, auf die Kul­
tur ihres Zusammenwirkens an, damit der Beschuldigte/An- 
geklagte seine umfangreichen Verteidigungs- und Mitwir­
kungsrechte aktiv wahrnehmen kann. Auf manche praktisch 
wichtige Frage bleibt gerade hierzu der Kommentar eine 
Antwort schuldig, z. B. zu § 105 Abs. 2 StPO — S. 143 (Beweis­
mittelunterrichtung: Wie sollte sie geschehen? Unter welchen 
Voraussetzungen könnte dem Beschuldigten Einsicht in Pro­
zeßdokumente, z. B. in Gutachten, gestattet werden?) oder 
zu § 229 Abs. 2 StPO — S. 277 f. (Wie wird der Angeklagte in 
der Hauptverhandlung vom Vorsitzenden zur Wahrnahme 
seines Fragerechts tatsächlich befähigt?). Es sind eben auch 
Fragen des Arbeitsstils und des Umgangs mit den Men­
schen, die die Gewährleistung des Rechts auf Verteidigung 
bestimmen.

Die Besonderheiten des Strafverfahrens gegen Jugendliche 
sind im Kommentar gebührend gewürdigt worden, dennoch 
scheinen einige Bemerkungen dazu angezeigt. In Anm. 2.1. 
zu § 70 StPO (S. 105) wird der Standpunkt vertreten, daß 
Erziehungsberechtigte als Zeugen vernommen werden kön­
nen, wenn sie von ihrem Aussageverweigerungsrecht nicht 
Gebrauch machen. Daß Eltern und andere Erziehungsberech­
tigte nicht den Zeugenstatus haben, schien seit langem ge­
klärt23, und das Oberste Gericht hat diese Position erst 1983

mit überzeugenden Argumenten nochmals unterstrichen.24 25 * Es 
kann folglich nicht akzeptiert werden, Eltern im Strafver­
fahren gegen Jugendliche generell in das Korsett von Zeu­
gen zu stecken. Das schließt nicht aus, Eltern unter Beachtung 
der §§ 26, 27 StPO zu bestimmten Umständen als Zeugen zu 
vernehmen, um den Sachverhalt und die Voraussetzungen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit exakt aufklären zu 
können.

Zu § 24 StPO wäre der Hinweis auf die Auswahl der Gut­
achter anhand der Liste der Sachverständigen zur Begutach­
tung der Schuldfähigkeit Jugendlicher vom 3. September 1979 
nützlich gewesen.

Die Kommentierung der §§ 83, 84 StPO hat indessen durch 
das Kollegium für Strafrecht des Obersten Gerichts eine Prä­
zisierung erfahren.23 Eine vom Gericht unterlassene Beleh­
rung des Dolmetschers vermag nicht nur die Beweiskraft der 
Übersetzung zu erschüttern — wie der Kommentar meint 
(S. 118) —, sondern eine so zustande gekommene Übersetzung 
ist, unabhängig davon, in welchem Stadium des Strafverfah­
rens, in der gerichtlichen Hauptverhandlung als Beweismit­
tel nicht verwertbar. Dies ist eine beachtliche Konsequenz, 
die den hohen Wert einer gewissenhaften und wahrheitsge­
treuen Übersetzung im Interesse der Wahrheitsfindung und 
der Wahrung der Rechte des Angeklagten unterstreicht.

(wird fortgesetzt)

22 H. Plitz/G. Teichler haben in ihrer Information über die Ände­
rungsvorschläge für einzelne Kapitel der StPO zutreffend darauf 
hingewiesen. A. a. O., S. 33.

23 Vgl. L. Reuter, „Zur Rolle der Eltern im Strafverfahren gegen 
Jugendliche“, NJ 1979, Heft l, S. 18 ff.

24 Standpunkt des Kollegiums für Strafrecht des Obersten Gerichts 
vom 24. November 1983 zum Charakter der Erklärungen von Eltern 
und von Vertretern des Referates Jugendhilfe in der gericht­
lichen Verhandlung, OG-Informationen 1984, Nr. 1, S. 63 f.

25 Standpunkt des Kollegiums für Strafrecht des Obersten Gerichts 
vom 5. Januar 1987 zur Arbeit mit Dolmetschern im gerichtlichen 
Verfahren - § 83 ff. StPO -, OG-Informationen 1987, Nr. 2, S. 63.
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Die familienrechtliche Regelung zum persönlichen Eigentum 
der Ehegatten folgt dem Grundsatz, daß das eheliche Zu­
sammenleben, die gemeinsame Sorge um ein hohes materiel­
les und kulturelles Niveau des Familienlebens und die Eigen­
tumsgemeinschaft der Ehegatten eine untrennbare Einheit 
bilden. Gemeinschaftliches Eigentum entsteht daher in dem 
durch § 13 Abs. 1 FGB abgesteckten Rahmen kraft Gesetzes. 
Dies entspricht den tatsächlichen Lebens- und Erwerbsvor­
gängen in der Familie und stellt die notwendige materielle 
Grundlage für die Bedürfnisbefriedigung aller Familienmit­
glieder dar.

Diese Wirkung wird nach allgemeiner Rechtsauffassung 
bei Getrenntleben der Ehegatten, weil einer von ihnen oder 
beide die eheliche Gemeinschaft nicht fortführen wollen, nicht 
aufgehoben. Es bleiben sowohl ihre gegenseitigen Vertre­
tungsbefugnisse auf der Grundlage der §§ 11, 15 FGB als 
auch — eng damit verbunden — die Bildung gemeinschaft­
lichen Eigentums weiter bestehen.4 Damit wird zum einen 
dem Schutzbedürfnis der bestehenden Ehe- und Familien­
beziehungen aber auch den Interessen Dritter entsprochen. 
Daneben sollen die Partner zu beiderseitig verantwortungs­
bewußtem Verhalten bestimmt werden. Durch ein Getrennt­
leben der Ehegatten — aus welchen Gründen und für welchen 
Zeitraum das auch immer erfolgen mag — dürfen keinesfalls 
die Wirkungen einer Ehescheidung vorweggenommen wer­
den.

Dem folgt insbesondere auch die unterhaltsrechtliche Re­
gelung. Bei Getrenntleben bleiben gemäß § 17 FGB die durch 
die Ehe begründeten Pflichten weiter bestehen. Deshalb 
haben der unterhaltsberechtigte Ehegatte und die bei ihm

lebenden minderjährigen und wirtschaftlich noch nicht selb­
ständigen Kinder einen Anspruch auf materielle Leistungen 
in einer Höhe, die der Familie eine Lebensführung wie bei 
gemeinsamem Haushalt gestattet.2 Zur Realisierung dieser 
Verpflichtung hat der getrennt lebende Ehegatte Unterhalt 
für die Kinder und ggf. für den Ehegatten einschließlich 
eines den ehelichen Verhältnissen angemessenen Beitrags zu 
den Haushaltskosten zu erbringen. Darin sind u. E. neben den 
fixen Kosten (Strom, Rundfunk, Reparaturen u. ä.) auch Neu­
anschaffungen von langlebigen Konsumgütern — also Eigen­
tumserwerb — eingeschlossen.

Neben diesen grundsätzlichen Erfordernissen haben die 
Ehegatten im Rahmen der Regelungen des FGB Möglich­
keiten zu einer den individuellen Verhältnissen während des 
Getrenntlebens angepaßten eigenverantwortlichen Gestaltung 
ihrer Rechtsbeziehungen. Insbesondere bei längerer wirt­
schaftlicher Trennung der Ehegatten, auch nach Abweisung 
einer Ehescheidungsklage und vorläufig noch aussichtslosem 
Zurückfinden zu gemeinsamer Haushaltsführung, sollen 
solche Vereinbarungen eine den beiderseitigen Interessen 
entsprechende Lebensführung ermöglichen. In dieser Hin­
sicht können die Ehegatten sowohl ihre Unterhaltsbeziehun­
gen als auch ihre Eigentumsverhältnisse vertraglich gestal­
ten. Unter Beachtung der Grundsätze der §§ 17, 18 FGB sind

1 Vgl. Famillenrecht, Lehrbuch, Berlin 1981, S. 106, 121 f.; FGB-Kom-
mentar, 5. Aufl., Berlin 1982, Anm. 1.2. zu § 11 (S. 39 f.) und
Anm. 1.2.4. zu 813 (S. 47); OG, Urteil vom 17. Januar 1986 - 
2 OZK 32/85 - (NJ 1986, Heft 9, S. 384).

2 Vgl. Famillenrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 238; FGB-Kommentar, 
a. a. O., Anm. 2 zu § 17 (S. 59) und Anm. 3.1. zu § 18 (S. 61); OG, 
Urteil vom 3. Mal 1977 - 1 OFK 7/77 - (NJ 1977, Heft 16, S. 565).


